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EINWENDUNG ZUM 4.0  
STADTENTWICKLUNGSKONZEPT 
(STEK) ‐ Entwurf 

Stadtplanungsamt
Europaplatz 20 | 8011 Graz

Tel.: +43 316 872‐4701 
Fax: +43 316 872‐4709

E‐Mail: stadtplanungsamt@stadt.graz.at

Wir laden Sie ein an der Erstellung des  4.0 Stadtenentwicklungskonzeptes mitzuarbeiten. Sollten Sie Einwendungen zum Entwurf 
des 4.0 (STEK) haben, können Sie diese schriftlich und begründet bis 29. April 2011 im Stadtplanungsamt Graz Europaplatz 20, 
6. Stock, 8011 Graz abgegeben werden.  

1. Personendaten 
Name/n *    

Adresse *   

2. Einwand 
Nach Einsichtnahme in den Entwurf des 4.0 Stadtentwicklungskonzeptes und des Entwicklungsplanes der Landeshauptstadt Graz 
erhebe(n) ich (wir) Einwand gegen  

  die vorgesehen Ausweisungen im Entwicklungsplan und/oder
  den Wortlaut der Verordnung 

Meinem (unserem) zur Revision 4.0 des Stadtentwicklungskonzeptes und des Flächenwidmungsplanes eingebrachten Planungs‐
Interesse (GZ.: A14‐K‐978_2007/                ) kann damit  

  nicht entsprochen werden 
  nur teilweise entsprochen werden 

Entgegen dieser/n Ausweisung(en) möchte(n) ich (wir) für das (die) unten angeführten Grundstück(e) eine Änderung der vorgese
henen Nutzung.  
 

KG/GstNr:  im Entwurf vorgesehen*  beantragte Ausweisung* 

   
   
   
   
Begründung    

 

 

 
 
 
 

Zur Erläuterung lege(n) ich (wir) einen Lageplan (Katasterplan) M 1:1.000 bei.   
 

Nach Einsichtnahme in den Entwurf des 4.0 Stadtentwicklungskonzeptes der Landeshauptstadt Graz erhebe(n) ich (wir) Einwand 
gegen den Wortlaut der Verordnung (Bitte §§ anführen!) des Entwurfs des 4.0 Stadtentwicklungskonzeptes: 

 

 

 
 
 
 

3. Datum und Unterschrift der Antragsteller/innen*  
Datum    Unterschrift

Stampiglie 
   

 

                                                                    

                                                                    

                                                                    

                                                                    

Datei speichern Formular drucken
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Entwicklungsplan 
4.0 STEK DER LANDESHAUPTSTADT GRAZ - ENTWURF

, siehe Verordnung §10 bis 21Gebiete mit baulicher Entwicklung
Stadtzentrum / Bezirks- u. Stadtteilzentrum

Innerstädtisches Wohn- und Mischgebiet

Wohngebiet hoher Dichte

Wohngebiet mittlerer Dichte

Wohngebiet geringer Dichte

Sonderfläche

Handelsgebiet

Industrie- und Gewerbegebiet

Gewerbe- und Mischgebiet

Entwicklungsgrenzen
naturräumlich absolut

naturräumlich relativ

siedlungspolitisch absolut

siedlungspolitisch relativ

Nummer, siehe Verordnung §9

Ersichtlichmachung
Bahn

Grünzone gem. REPRO §5 (2)

Landwirtschaftliche Vorrangzone gem. REPRO §5 (5)

Vorrangzone für Industrie und Gewerbe gem. REPRO §5 (6)

Straßenbahn

Straßenbahn-Projekt

1

Grünverbindung

Eignungszonen und Freihaltezonen
Eignungszone Freizeit/Sport/Ökologie,
siehe Verordnung §7(1)

Freihaltezone, siehe Verordnung §7(3)

Wald, siehe Verordnung §7(2)

Grüngürtel

Räumliche zeitliche Entwicklungspriorität

Folgende Deckpläne bilden einen Bestandteil des Entwicklungsplanes:
Deckplan 1: REPRO
Deckplan 2: Verkehr
Deckplan 3: Baugrund und Wasserwirtschaft

Planverfasser:
Stadtplanung - Projektgruppe Stadtentwicklungskonzept

DI Eva Maria Benedikt
DI Bernhard Inninger
DI Josef Rogl

grafische Bearbeitung:
Alfred Hofstätter

für den Gemeinderat:

Dipl. Arch. Heinz Schöttli
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Mit dem Entwurf des 4.0 STEK stellt 
sich die Stadt Graz den gegenwär-

tigen und künftigen Herausforderungen. 
Ausgehend von einem, auch für die 
nächsten Jahrzehnte prognostizierten 
Bevölkerungs- und Wirtschaftswachs-
tum, einer zunehmend überalternden 
Gesellschaft und einem angewachsenen 
Migrantenanteil wird im Sinne eines 
verantwortungsbewussten Umganges mit 
den natürlichen Ressourcen eine flächen-
sparende Siedlungsentwicklung vorge-
geben. Das 4.0 STEK enthält gegenüber 
seinem Vorgänger eine rechtsverbindli-
che Verordnung, die in 28 Paragraphen 
jene Dinge festlegt, die für die Räumli-
che Entwicklung direkt von Bedeutung 
sind. Stadtentwicklung endet aber nicht 
bei räumlich - funktionellen Inhalten, 
sondern beleuchtet alle Themenkreise, 
die das Leben in der Stadt mit beeinflus-
sen. Der Bogen spannt sich dabei von 
regionalen und internationalen Bezie-
hungen über Umweltbelange, Integration 
und Mitbestimmung, soziale und techni-
sche Infrastruktur bis hin zu Fragen der 

Kultur, der Freizeitgestaltung und der 
Wirtschaft.
Das zentrale Steuerungsinstrument ist der 
Entwicklungsplan, der die äußeren Aus-
dehnungen des Siedlungsgebietes und 
die Aufteilung der Funktionen und Nut-
zungen festlegt. Die darin enthaltenen 
äußeren Entwicklungsgrenzen orientieren 
sich auch an den verbindlichen Vorgaben 
des regionalen Entwicklungsprogrammes 
für Graz und Graz-Umgebung. Darin 
sind vor allem Grünzonen festgelegt, in 
denen keine weitere Bauentwicklung 
stattfinden kann, aber auch Vorrangzo-
nen für die Siedlungsentwicklung, die 
sich wiederum an der bestehenden oder 
zu erwartenden Infrastruktur – vor allem 
beim öffentlichen Verkehr – zu orien-
tieren hat. Das 4.0 STEK ist somit auch 
wesentliche Grundlage für den neuen 
4.0 Flächenwidmungsplan. 

Selbstverständlich wird jede(r) BürgerIn 
der Stadt über dieses zukunftsorientier-
te Konzept informiert. Demokratie ist 
Diskussion und Bedarf eines gegensei-

tigen Eingehens auf Argumente. Daher 
möchte die Stadt Graz ihrer Pflicht zur 
demokratischen Bürgerbeteiligung nach-
kommen und die Gemeindemitglieder 
vor Beschlussfassung zu 7 öffentlichen 
Informationsveranstaltungen einladen, 
bei denen ausreichend Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben sein wird.

Ihr Mag. Siegfried Nagl
Bürgermeister der Stadt Graz

Liebe Grazerinnen, liebe Grazer!

Das 4.0 STEK legt langfristige, aufeinan-
der abgestimmte Ziele und Maßnah-

men fest, die eine räumlich-funktionelle 
Auswirkung haben und von der Stadt 
Graz direkt oder mittelbar beeinflusst 
werden können. So gesehen besteht ein 
untrennbarer Zusammenhang zwischen 
dem Stadtentwicklungskonzept und dem 
Flächenwidmungsplan bzw. weiterführen-
den Bebauungsplänen. Für die Umsetzung 
dieser Ziele durch konkrete Maßnahmen 
wurden und werden laufend Sachprogram-
me erstellt. Selbstverständlich wurde auch 
die überörtliche Raumplanung in Form des 
regionalen Entwicklungsprogrammes für 
Graz und Graz-Umgebung berücksichtigt.  
 
Rechtliche Voraussetzungen:
Die Absicht, das Stadtentwicklungskonzept 
2000 zu revidieren wurde im Amtsblatt der 
Landeshauptstadt Graz am 20.12.2007 kund-

gemacht. Am 18. September 2008 fasste der 
Gemeinderat der Landeshauptstadt Graz 
den Beschluss, das Stadtentwicklungskon-
zept 2000 und den 3.0 Flächenwidmungs-
plan 2002 entsprechend den Bestimmungen 
des Steiermärkischen Raumordnungsgeset-
zes fortzuschreiben bzw. zu ändern. 
 
Grundlagen des 4.0 STEK
Eine Projektgruppe im Stadtplanungsamt 
hat unter Beiziehung externer Fachleute 
und der zuständigen Magistratsabteilungen 
die Rahmenbedingungen für die baulich 
räumliche Entwicklung des Stadtraumes er-
arbeitet. Inhaltliche Änderungen im Entwurf 
des 4.0 STEK gehenüber dem STEK 2000 
wurden u.a. durch Neubestimmungen im 
Stmk. Raumordnungsgesetz, durch Verord-
nung des „regionale Entwicklungsprogram-
mes für Graz und Graz-Umgebung“ sowie 
durch Sachprogramme und Grundsatzbe-

schlüsse des Gemeinderates notwendig. 
Dazu kommt eine Bevölkerungsprognose 
mit einer signifikanten Zunahme der Wohn-
bevölkerung in der Stadt. Auf die dynami-
sche Entwicklung von Industrie und Handel 
wurde ebenso Rücksicht genommen wie 
auf die Sensibilisierung der Bevölkerung 
in Umweltfragen und die gesellschaftliche 
Entwicklung. 
 
Der Entwurf zum 4.0 STEK wird gemäß 
den Bestimmungen des Steiermärkischen 
Raumordnungsgesetzes 2010 über 8 
Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme 
aufgelegt. Innerhalb der Auflagefrist, also 
vom 3.3.2011 bis 29.4.2011, besteht die 
Möglichkeit, Einwendungen schriftlich und 
begründet im Stadtplanungsamt, Europa-
platz, 8020 Graz bekanntzugeben. Nach der 
öffentlichen Diskussion des Entwurfes wird 
bei der Ausarbeitung der endgültigen Be-
schlussvorlage für den Gemeinderat auf die 
Anregungen der Bürgerinnen und Bürger 
Bedacht genommen. 
 
Aus Platzgründen kann in dieser Sonder-
ausgabe der BIG nicht der gesamte Inhalt 
des Entwurfes zum 4.0 STEK abgedruckt 
werden. Mit ausgewählten Kernsätzen 
und einer kurzen inhaltlichen Vorstellung 
jedes Kapitels wollen wir Sie in die Materie 
einführen. Detaillierte Informationen und 
eine Gesamtpräsentation des 4.0 STEK gibt 
es bei den Bürgerversammlungen und wäh-
rend der Amtsstunden im Stadtplanungsamt.

www.graz.at\stek

4.0 Stadtentwicklungs-
konzept Entwurf

Bürgermeister Mag. Siegfried Nagl

Grundlagen 

Jeweils ab 16.00 Ausstellung und persönliche Beratung
18.00 Uhr Präsentation und Diskussion

21.3.2011	 Pfarre Graz-St. Peter, Gruber-Mohr-Weg 9, 8042 Graz		
	 Bezirke Waltendorf, St. Peter

22.3.2011	 ABC – Andritzer Begegnungs-Centrum, Haberlandtweg 17, 8045 Graz
	 Bezirke Gösting, Andritz

30.3.2011	 Hotel Paradies, Straßganger Straße 380 b, 8054 Graz
	 Bezirke Eggenberg, Wetzelsdorf, Straßgang			 

4.4.2011	 Messe Congress Graz, Eingang Stadthalle, 1. Stock, Messeplatz 1
	 Bezirke Innere Stadt, Leonhard, Geidorf, Jakomini

5.4.2011	 Austria Trend Hotel Europa, Bahnhofgürtel 89
	 Bezirke Lend, Gries

11.4.2011	 Brauhaus Puntigam, Hubertussaal, Triester Straße 361, 8055 Graz
	 Bezirke Liebenau, Puntigam

13.4.2011	 Pfarre Graz-St. Leonhard, Leonhardplatz 14, 8010 Graz
	 Bezirke Mariatrost, Ries	 					   
			 
www.graz.at\stek

REGIONALE ENTWICKLUNG 
UND INTERNATIONALE 
BEZIEHUNGEN1.

NATUR UND UMWELT2.

BEVÖLKERUNG3.

SIEDLUNGS-
ENTWICKLUNG4.

Wohnen5.

WIRTSCHAFT8.

TECHNISCHE 
INFRASTRUKTUR 9.

INTEGRATION UND 
BETEILIGUNG6.

SOZIALE INFRA-
STRUKTUR/BILDUNG7.1

VERKEHR10.

SOZIALE INFRA-
STRUKTUR/KUNST 
UND KULTUR7.2

Der Entwicklungsplan

Umweltprüfung

Verordnungswortlaut

Höhere Detailschärfe auf Grund 
geänderter Rechtsgrundlagen
Erstmals sind auf Ebene des STEK absolute 
und relative Entwicklungsgrenzen zu ziehen 
und für letztere Festlegungen zu treffen, 
unter welchen Voraussetzungen und in wel-
chem Ausmaß Entwicklung darüber hinaus 
zulässig ist.  
 
Gliederung 
Der Entwicklungsplan enthält eine Zentren-
gliederung in detaillierter Ausformung. Die 
einzelnen Funktionen und Nutzungen für 
Wohnen, Gewerbe usw. sind für einen lang-
fristigen Zeitraum festgelegt. Die Wohnge-
biete sind in Zonen unterschiedlicher Dichte 
unterteilt. Eignungszonen für Freizeit/Sport/
Ökologie, Freihaltezonen sichern Grünraum 
innerhalb des Siedlungsgebietes. Absolute 
und relative Entwicklungsgrenzen legen die 
Ausdehnung des Siedlungsgebietes fest, die 
Inhalte des Regionalen Entwicklungspro-
grammes für Graz und Graz-Umgebung (Vor-
rangzonen für die Siedlungsentwicklung, 
Grünzonen etc.) sind ersichtlich gemacht.

 
 
 

Die Verordnung zum 4.0 STEK enthält in 29 
Paragraphen rechtlich verbindliche Fest-
legungen. Diese konkretisieren einerseits 
die Vorgaben des Regionalen Entwicklungs-
programmes für Graz und Umgebung und 
enthalten andererseits Festlegungen des 
eigenen Wirkungsbereiches sowie raum- 
und sachbereichsbezogene Ziele und Maß-
nahmen. Diese Festlegungen sind auf die 
Fortführung des Flächenwidmungsplanes 
ausgerichtet und enthalten klare Vorgaben 
für die Erstellung von Bebauungsplänen und 
Beurteilungen im Bauverfahren.

Gemäß § 4 Abs 1 des Steiermärkischen 
Raumordnungsgesetzes 2010 wurden die 
Änderungen, die sich gegenüber dem 3.0 
STEK ergeben haben, durch ein unabhängi-
ges Planungsbüro auf ihre Umweltrelevanz 
geprüft. Die Prüfung folgte dem „Leitfaden 
für die Prüfung der Umwelterheblichkeit in 
der örtlichen Raumplanung“ (herausgege-
ben vom amt der Stmk. Landesregierung, 
FA13B) und kam zu dem Ergebnis, dass die 
Auswirkungen in Summe positiv zu bewer-
ten seien.

Auszug aus dem Erläuterungsbericht:

Region „Steirischer Zentralraum“
Durch die funktionellen Beziehungen 
(Wohnen, Arbeiten, Freizeit) zwischen der 
Kernstadt und dem Umland gewinnt die 
regionale Kooperation immer mehr an 
Bedeutung. Graz stellt den Dialog mit den 
Stadtumlandgemeinden auf eine verbindli-
che Ebene.  
 
Graz als überregionales Zentrum
Die Kernstadt Graz sowie die Region Graz-
Umgebung sind nicht nur wirtschaftlicher 
und kultureller Impulsgeber der Steiermark 
sondern auch eine der wenigen Regionen 
mit wachsender Bevölkerungsanzahl und 
verfügen damit über eine überregionale 
Bedeutung für den Südosten Österreichs. 
Wirtschaft, Arbeit und Forschung sind 
wichtige Impulsgeber für den sozialen 
Wohlstand. Die Sicherheit von Arbeitsplät-
zen und wirtschaftlicher Wettbewerbsfä-
higkeit sind daher vorrangige Ziele der 
Stadtentwicklung. 
 
Internationalisierungsstrategie
Graz verfügt über intensive internationale 
Beziehungen und viel Erfahrung bei der 
Umsetzung von EU-Projekten. Die Interna-
tionalisierungsstrategie soll ausländischen 
Unternehmen den Einstieger-
leichtern und zu einem Image-
gewinn und einer besseren 
Positionierung im europäischen 
Kontext führen. 

 

Schutz der Lebensgrundlagen
Trotz des zunehmenden Siedlungsdru-
ckes ist der Schutz der Lebensgrundlagen 
Boden, Luft und Wasser eines der zent-
ralen Themen der Stadtentwicklung. Die 

Erhaltung des Grüngürtels ist dabei ebenso 
wichtig wie der qualitätvolle Umgang mit 
den natürlichen Ressourcen.  
 
Soziales Grün
Eine hochwertige, öffentliche Grün- und 
Freiraumausstattung trägt wesentlich zur 
Lebensqualität einer Stadt bei. Parkanlagen, 
Spiel- und Sportplätze sowie Kleingärten 
übernehmen hohe soziale und gesundheit-
liche Funktionen. Im Sinne der Beschaf-
fung von flächendeckenden Qualitätsstan-
dards sind Investitionen in Freiflächen 
gezielt in weniger gut versorgte Stadtteile 
zu lenken.  
 
Bauland Durchgrünung und Stadt-
vegetation 
Der Erhalt und der Ausbau des Grünrau-
mes ist eine notwendige Voraussetzung 
für die Sicherung der Lebensqualität in 
der Stadt. Der Schutz bestehender Grün-
substanz (Vorgärten, Innenhöfe) im dicht 
bebauten Stadtgebiet ist dabei ebenso 
wichtig, wie die konsequente Durchgrü-
nung neuer Siedlungsgebiete. 

 

Bevölkerungswachstum durch positi-
ve Geburten- und Wanderungsbilanz
Seit 1991 ist ein kontinuierlicher Zuwachs 
bei der Geburten- und Wanderungsbilanz 
zu verzeichnen. In den Jahren 2004 und 
2005 ist die Zahl der zugewanderten, pri-
mär infolge der EU-Osterweiterung, relativ 
hoch. Mittelfristig (bis 2016) wird die Zahl 
der Wohnbevölkerung auf bis zu 265 000 
steigen, die Zahl der anwesenden Bevölke-
rung wird 300 000 Personen erreichen. 
 
Qualitätvoller Umgang mit dem Be-
völkerungswachstum
Dazu ist eine gezielte Steuerung von Maß-
nahmen zur Erhaltung und Verbesserung 
der Qualität einzelner Stadtteile erforder-
lich. Der Bevölkerungszuwachs darf sich 
nicht auf Kosten der bereits anwesenden 
Bevölkerung vollziehen, sondern bietet 
acuh die Chance infrastruktureller Verbes-
serungen für alle. 
 
Gestaltung einer generationen-
freundlichen Stadt
Graz bekennt sich zu seiner Förderung 
aller Altersgruppen und zu seiner Rolle 
als Menschenrechtsstadt. „Integration statt 
Ausgrenzung“ ist die Zielsetzung. Den Er-
fordernissen der demografischen Entwick-
lung wird im politischen Handeln verstärkt 

Rechnung getragen. Graz soll sich auch als 
seniorengerechte Stadt entwickeln. 
 
Fortführung der Bürgerbeteiligung 
an Planungsprozessen
Durch die Beteiligung der Öffentlichkeit an 
Planungsprozessen wird die Chance für aus-
gewogene, konsensuale Lösungen erhöht. 
Damit kann auch das Vertrauen in demokra-
tische Entscheidungsfindungen und damit 
letztlich in die Politik gestärkt werden.
	  

 

Strategie
Knapp 47% des Grazer Stadtgebietes sind 
derzeit als Bauland ausgewiesen, wovon 
wiederum rund ein Viertel im Grüngürtel 
liegt. Dem prognostizierten Bevölkerungs-
wachstum mit einer klaren raumplaneri-
schen Strategie Rechnung getragen, die 
auf eine Entwicklung gut erschlossener 
Siedlungsgebiete abzielt. 
 
Potentiale für die Wohnnutzung
Das Wachstum soll weder im Grüngürtel 
noch im eigentlichen Stadtzentrum stattfin-
den, sondern um die im Entwicklungsplan 
festgelegten Siedlungsschwerpunkte in 
zentrumsnahen Lagen mit guter Infrastruk-
tur. Größere Potentiale liegen auch in ei-
ner besseren Ausnutzung bereits bebauter 
Flächen, wobei die Nachvedichtungen nur 
unter Berücksichtigung des Gebietscha-
rakters und unter Rücksichtnahme auf die  
ansässige Wohnbevölkerung stattfinden 
kann. 
 
Entwicklung neuer Wohngebiete 
durch Flächenrecycling
Neues Wohnbauland kann in größerem 
Ausmaß primär durch Flächenrecycling 
bzw. Umnutzung nicht weiter benötigter 
Gewerbeflächen geschaffen werden. In 
zentrumsnahen und gut erschlossenen 
Lagen befinden sich gewerbliche und mili-
tärische Nutzungen und Brachflächen, die 
ein großes Potential für die Siedlungsent-
wicklung bergen. Der Entwicklungsplan 
schafft den Rahmen für entsprechende 
Änderungen des Flächenwidmungsplanes 
im Bedarfsfall.

 

hochwertiger Wohnraum für den 
prognostizierten Bevölkerungszu-
wachs
Der Bedarf an Wohnbauland bis 2021 
ist durch die vorhandenen Reserven zu 
ca. 63% gedeckt. Zusätzlich kann Wohn-
bau durch Ausschöpfung vorhandener 
Potentiale im bebauten Gebiet und durch 
Flächenrecycling entstehen. 
 
Entwicklung von Siedlungsschwer-
punkten 
Bei der Entwicklung der Siedlungsschwer-
punkte soll eine verträgliche Funktionsmi-
schung, ein hoher Durchgrünungsgrad bei 
gleichzeitiger Nutzung / Herstellung der 
infrastrukturellen Ausstattung angestrebt 
werden.  
(Die künftige Nutzung der Reininghaus-
gründe erfordert die Änderung des STEK 
und des Flächenwidmungsplanes in einem 
eigenen Verfahren). 
 
Kommunaler Wohnbau
Aktuell verfügt die Stadt Graz über 10500 
Gemeindewohnungen oder Wohnungen, 
bei denen das Wohnungsamt ein Einwei-
sungsrecht hat. Auf Grund der Fluktation 
ist es möglich, pro Jahr 700 Gemeinde-
wohnungen zu vergeben. Trotzdem über-
steigt die Zahl der Wohnungsansuchen die 
Anzahl der vorhandenen Wohnungen bei 
weitem. Aus diesem Grund sind verstärkte 
Anstrengungen zur Schaffung kommunaler 
Wohnungen nötig. 

 
Integration bedeutet die politische, recht-
liche und soziale Gleichstellung aller un-
terschiedlichen Bevölkerungsgruppen und 
beinhaltet ein Bekenntnis zum kulturellen 
Pluralismus. Eine verstärkte Integration  
aller in Graz lebenden Menschen ist die 
Voraussetzung für ein konfliktfreies Zu-
sammenleben. 
 
Jugend
Schaffung einer kinder- und jugendfreund-
lichen Stadt unter Berücksichtigung der 
spezifischen Belange. Kinder und Jugend-
liche haben besondere Ansprüche an 
den öffentlichen Raum und an Spiel- und 
Sportplätzen. Dies sollte sich gerade in 
kinderreichen Bezirken, in der Infrastruk-
tur und der Ausstattung des Lebens- und 
Wohnumfeldes widerspiegeln. 
 
SeniorInnen
Die Zahl der über 60-jährigen wird weiter 
zunehmen. Rund 6,3 % der Bevölke-
rungsgruppe 75+ befindet sich in einer 
Altenpflegeeinrichtung. Die Stadt Graz 
bietet mobile Pflegedienste und betreutes 
Wohnen an, damit die ältere Bevölkerung 
möglichst lang im gewohnten Umfeld 

bleiben kann. Daneben ist es Aufgabe der 
Stadt, die Qualität sowie eine ausreichen-
de Anzahl an geriatrischen Einrichtungen 
sicherzustellen. 
 
Menschen mit Behinderung
1997 hat Graz die Barcelonaerklärung 
unterfertigt und damit einen Grundsatz-
beschluss zur Anerkennung des Selbst-
bestimmungsrechtes von Menschen mit 
Behinderung gefasst. Barrierefreies Bauen 
sowie Berücksichtigung der spezifischen 
Bedürfnisse bei der Gestaltung des öf-
fentlichen Raumes stehen weiterhin im 
Vordergrund. 
 
ZuwanderInnen
Für die Menschenrechtsstadt Graz steht 
die Integration von ZuwanderInnen 
eine wesentliche kommunale Aufgabe 
dar. Mit dem Migrationsbeirat und dem 
Integrationsreferat hat die Stadt Graz 
gute Instrumente, um langfristig einen 
positiven Umgang mit der Zuwanderung 
zu etablieren. 
 
Beirat für Bürgerbeteiligung
Als ein Ergebnis der Planungswerkstatt 
„Zeit für Graz“ wurde ein Beratungsgre-
mium installiert, welches an planerischen 
Vorhaben für die künftige Stadtentwick-
lung mitwirken und bei der Weiterent-
wicklung der Bürgerbeteiligung eingebun-
den ist. 
 
Lebensqualitätsindikatoren
Mit den Lebensqualitätsindikatoren liegt 
der Stadt Graz ein umfassendes Raum-
informationssystem vor. Dabei werden 
objektive Fachdaten mit den subjektiven 
Empfindungen der Bevölkerung überla-
gert, um daraus unterschiedlichen Hand-
lungsbedarf in den einzelnen Stadtteilen 
ableiten zu können.

 
Kinderbetreuung
Ein umfassendes und ausreichendes 
Angebot an Betreuungseinrichtungen 
kann zu einer positiven Geburtenbilanz 
beitragen und berufstätige Eltern und 
Familien entlasten. Die Betreuungsquo-
te bei Kindergartenkindern liegt derzeit 
bei über 90%. Für den prognostizier-
ten Bevölkerungszuwachs muss auch 
künftig ein ausreichendes Angebot an 
Kindergarten- und Hortplätzen vorhan-
den sein. 

Pflichtschulen
In Graz gibt es 38 städtische und private 
Volksschulen bei einer Schülerzahl von 
6957 im Schuljahr 2007/2008. Durch die 
steigende Anzahl an SchülerInnen in den 
nächsten Jahren ist Handlungsbedarf 
gegeben, speziell in den Bezirken Lend 
und Gries. 
 
Universitäten und Hochschulen
Mit 40 554 Studierenden an den vier Uni-
versitäten und den zwei Fachhochschulen 
ist Graz gemessen an der Einwohnerzahl 
der größte Universitätsstandort Öster-
reichs. Ziel ist es, das bestehende Studi-
enangebot zu erhalten und auszubauen 
und die dafür erforderlichen Flächen im 
Stadtgebiet zu sichern. 
 

 

Baukultur
Die Aktivitäten der Stadt Graz als Kul-
turhauptstadt Europas 2003 verstärkten 
die Synthese zwischen historischer und 
moderner Architektur, die auch in den da-
rauffolgenden Jahren den Ruf von Graz als 
heimliche Architekturhauptstadt förderte. 
Ein Mittel zur Qualitätssicherung sind ge-
eignete Konkurrenzverfahren für Projekte 
öffentlicher und privater Bauträgerschaft. 
 
Unesco Weltkulturerbe
Als Kriterium für die Aufnahme der Gra-
zer Altstadt und des Schlosses Eggenberg 
in das Weltkulturerbe wurde das har-
monische Zusammenspiel von Baustilen 
unterschiedlicher Epochen genannt. 
Diese Auszeichnung schließt aber auch 
die Verpflichtung zu einem verantwor-
tungsvollen Umgang mit dem wertvollen 
Kulturgut ein. 

 

 
Eine wettbewerbsfähige Wirtschaft und 
Industrie sind die Grundlagen für ein 
hohes Beschäftigungsniveau und somit für 
eine sichere Einkommensstruktur in der 
Stadt. Zwei Drittel der hochqualifizierten 
Arbeitsplätze in der Steiermark sind in der 
Stadt Graz konzentriert. Diese ausgeprägte 
Qualifikationsstruktur der Beschäftigten ist 
durch die Grazer Universitäten und Fach-
hochschulen sowie Forschungs-, Entwick-
lungs- und Kompetenzzentren verankert. 
Graz will seine Rolle als Zentrum, als wirt-
schaftlicher und technologischer Vorreiter 
für die Region und die gesamte Steiermark 
weiter ausbauen. Dazu ist es notwendig, 
die standörtlichen und infrastrukturellen 
Voraussetzungen weiter zu entwickeln. 
Das gilt auch für den Tourismus und das 
Dienstleistungsangebot, auch der Handels-
sektor stellt einen bedeutenden städti-
schen Wirtschaftsfaktor dar.  

Wasser/Abwasser
Die Ver- und Entsorgung sind unter dem 
Gesichtspunkt der Umweltverträglichkeit, 
Wirtschaftlichkeit, Versorgungssicherheit, 
sozialer Akzeptanz und der gerechten Ver-
teilung der Belastungen zu planen.  
Die Jahresförderung an Trinkwasser be-
trägt 18 Millionen m³, der Anschlussgrad 
an das öffentliche Kanalnetz beträgt 99%.

Abfallwirtschaft
Die kommunale Abfallwirtschaft stützt 
sich auf den im März 2007 erstellten 
Abfallwirtschaftsplan. Unter anderem 
umfasst dieser die Regelung der Ab-
fallbewirtschaftung, insbesondere die 
Abfallberatung, die getrennte Sammlung 
und die Abfallverwertung.

Energie
Neben der angestrebten Steigerung der 
Engergieeffizienz und dem Ersatz von 
festen Brennstoffen werden verstärkt Be-
mühungen unternommen, die Fernwärme 
auszubauen und die Nutzung der Solar-
energie zu intensivieren.

Graz praktiziert mit seinen Partnern eine 
nachhaltige Verkehrsplanung und inves-
tiert gezielt in den öffentlichen Verkehr. 
Im Jahr 2010 wurde die neue „verkehrs-
politische Leitlinie 2020“ verfasst, die in 
weiterer Folge die Grundlage für das 
„Grazer Mobilitätskonzept 2020“ bildet. 
Der Anteil von öffentlichen Verkehrs-
mitteln und Elektrofahrzeugen soll im 
Großraum Graz stark erhöht werden mit 
dem Ziel einer nachhaltigen Senkung der 
CO² Emissionen.
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